
1

Die Zukunft  
der Altersvorsorge 
gestalten

E i n  P o s i t i o n s p a p i e r  d e r 
A r b e i t s g r u p p e  » A l t e r s v o r s o r g e  s i c h e r n , 
Ve r m ö g e n s b i l d u n g  s t ä r k e n « 
d e s  W i r t s c ha f t s f o r u m s  d e r  S P D  e.V.



2



3

Für eine Weiterentwicklung der betrieblichen und 
privaten Altersvorsorge identifi zieren wir folgende 
Handlungsfelder von zentraler Bedeutung: 
� Die Verbreitung der betriebliche Altersvorsorge  

muss weiter gefördert werden, sodass sie einen 
eff ektiven Beitrag zur Alterssicherung leisten 
kann. 

� Wir brauchen eine attraktive und fl exible pri-
vate Altersvorsorge, die Sparer:innen unter 
anderem ein funktionierendes und attraktives 
Riester-Modell mit den bestmöglichen Rah-
menbedingungen bietet. 

� Die geplante digitale Rentenübersicht muss 
Sparer:innen ein transparentes, realistisches 
und verständliches Bild über ihre Altersvor-
sorge aufzeigen und dabei möglichst niedrig-
schwellig zugänglich sein.

Mit diesem Positionspapier leistet die Arbeitsgrup-
pe Altersvorsorge sichern, Vermögensbildung 
stärken des Wirtschaft sforums der SPD e.V. einen 
Beitrag zur Entscheidungsfi ndung über zukünf-
tige tragfähige Modelle in der Altersvorsorgepo-
litik. Das Papier befasst sich insbesondere mit der 
kapitalgedeckten Altersvorsorge – mit der Reform 
bestehender Vorsorgeinstrumente und den im Ko-
alitionsvertrag festgehaltenen Prüfauft rägen und 
Neuerungen. 

Die Zukunft  der Altersvorsorge gestalten
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Auch die Bundesregierung hat daher formuliert: 
»Neben der gesetzlichen Rente bleiben die be-
triebliche wie private Altersvorsorge wichtig für 
ein gutes Leben im Alter.« Aufgabe der 2. und 3. 
Säule ist es, den Lebensstandard der Bürger:in-
nen im Alter zu sichern und einen über die bloße 
Grundsicherung hinausgehenden Lebensabend zu 
ermöglichen. Angesichts des in der Vergangenheit 
abgesenkten Rentenniveaus kommt der privaten 
und betrieblichen Altersvorsorge eine noch höhe-
re Bedeutung als elementare Ergänzung zur ge-
setzlichen Rente zu. Es ist deshalb unverzichtbar, 
dass sich die Bundesregierung in dieser Legislatur 
entschlossen des Themas annimmt und die Rah-
menbedingungen für die betriebliche und private 
Altersvorsorge verbessert. 

Altersvorsorge muss sich den Bedürfnissen der 
Bürger:innen fl exibel anpassen und attraktiv aus-
gestaltet sein. Lebensmodelle und Erwerbsbiogra-
fi en der Bürger:innen folgen immer weniger fest-
gelegten Mustern. Daher bedarf es mehr fl exibler 
Lösungen und weniger starrer Konstrukte, um Al-
tersvorsorgesparenden die besten Vorsorgemög-
lichkeiten für ihre jeweiligen Bedarfe und Ziele zu 
bieten. Auf diese Weise kann die Altersvorsorge 
den vielfältigen Anforderungen der Bevölkerung 
gerecht sowie nachhaltig und stabil gestaltet wer-
den.

»Eine gute und verlässliche Rente nach vielen Jah-
ren Arbeit ist für die Beschäft igten wichtig. Es geht 
darum, sich mit eigener Arbeit eine gute eigen-
ständige Absicherung im Alter zu schaff en.« So 
beschreibt die Bundesregierung ihr Verständnis 
von gelungener Altersvorsorge im aktuellen Koa-
litionsvertrag. Doch mit der unmittelbar aus – so-
zialversicherungspfl ichtiger – Arbeit aufgebauten 
gesetzlichen Rente allein wird die Absicherung 
im Alter nicht gelingen. Angesichts des demo-
grafi schen Wandels steht Deutschland vor massi-
ven Herausforderungen, um auch in Zukunft  eine 
breite Absicherung des Lebensstandards im Alter 
zu gewährleisten. Doch nehmen die fi nanziellen 
Belastungen für den Staat – aber auch für die Bür-
ger:innen – angesichts der Weltgeschehnisse so-
wie der Pläne zur ökologischen Transformation 
deutlich zu. Vor diesem Hintergrund wächst der 
Druck zur Sicherstellung einer zugleich fi nanzier-
baren und leistungsfähigen Alterssicherung zu-
sätzlich. Daher gilt es, den Dreiklang der Altersab-
sicherung, also das eff ektive Zusammenspiel aller 
drei Säulen, zu stärken.

Den Dreiklang aus gesetzlicher, betrieblicher 
und privater Altersvorsorge stärken
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Zuführung von 10 Mrd. Euro ist für eine nachhal-
tige Wirkung jedoch viel zu gering. Zudem fehlt 
noch ein schlüssiges Gesamtkonzept. Wenn diese 
Einzahlung den ersten Schritt in eine teilkapital-
gedeckte Rente darstellen soll, werden auf Dauer 
weitere Steuermittel bzw. höhere Einzahlungen 
der Beitragszahler:innen in die gesetzliche Ren-
tenversicherung benötigt. Für die Kapitalmarkt-
anlage sollte die Bundesregierung ein transparen-
tes strategisches Konzept zur Anlageentscheidung 
erarbeiten. 

der kapitalgedeckten Altersvorsorge maßgeblich 
von der Attraktivität der angebotenen Produkte 
ab. Diese Attraktivität wiederum wird nicht zuletzt 
durch die regulatorischen Rahmenbedingungen 
bestimmt. Für die ergänzende kapitalgedeckte 
Altersvorsorge müssen die Rahmenbedingungen 
dringend angepasst werden, sodass ein ausgewo-
genes Verhältnis zwischen Sicherheitsbedürfnis 
und Renditechancen erreicht wird. Das aktuelle 
gesamtwirtschaft liche Umfeld mit seinen erheb-
lichen Unsicherheiten auf den Kapitalmärkten 
macht diese Aufgabe nicht einfacher.

Vor dem Hintergrund der demografischen Ent-
wicklung ist die Stabilisierung der gesetzlichen 
Rentenversicherung in dieser Legislaturperiode 
eine überaus bedeutende Aufgabe und Herausfor-
derung zugleich. Mit ihrer Funktion, der Armuts-
vermeidung im Alter, ist die gesetzliche Renten-
versicherung ein Grundpfeiler im 3-Säulen System 
der Altersvorsorge. Durch die im Koalitionsvertrag 
beschriebene Kapitalstockzufühung von 10 Mrd. 
Euro durch Steuerzuschüsse im Jahr 2022 eröff net 
die Bundesregierung einen ergänzenden Weg, die 
gesetzliche Rente zukunft sfähig zu machen. Die 

Eine zuverlässige und lebensstandarderhaltende 
Altersvorsorge braucht neben der gesetzlichen 
Rentenversicherung auch eine starke betriebliche 
und private Säule. Dies erkennt der Koalitions-
vertrag ausdrücklich an. Die ergänzende kapit-
algedeckte Altersvorsorge hat für Bürger:innen 
zudem den Vorteil, dass sie an den Gewinnen der 
Realwirtschaft  und den Chancen der Kapitalmärk-
te partizipieren und ihre Altersvorsorge ihren An-
sprüchen entsprechend gestalten können. 

Wie wir jedoch bereits in unserem Positionspapier 
»Bezahlbar, fl exibel, verständlich: Vorschläge zur 
Reform der kapitalgedeckten Altersvorsorge« im 
Sommer 2020 beschrieben haben, hängt der Erfolg 

Die gesetzliche Rentenversicherung als 
Grundpfeiler der Altersvorsorge 

Ein Update für die ergänzende kapitalgedeckte 
Altersvorsorge 
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50 Prozent erhöht wird. Diese Förderung würde 
insbesondere in Branchen mit hohem Teilzeit-
grad zum Tragen kommen, wie zum Beispiel im 
Gesundheitswesen. Darüber hinaus sollte der 
automatische Einbezug der Belegschaft  in die be-
triebliche Altersvorsorge, mit der Möglichkeit 
des Herausoptierens für Mitarbeiter:innen, auch 
außerhalb von tarifvertraglichen Regelungen er-
möglicht werden.

Reformbedarf gibt es ebenso in Bezug auf die Ga-
rantiehöhe bei der Beitragszusage mit Mindestleis-
tung (BZML). Aufgrund der hundertprozentigen 
Kapitalerhaltsgarantie werden im Neugeschäft 
keine BZML mehr angeboten, was dem Ziel einer 
weiteren Verbreitung der betrieblichen Altersver-
sorgung zuwiderläuft . 

Die Reform der Riester-Rente 
als Wertschätzung der Leistung von 
16 Millionen Riester-Sparer:innen
Unabhängig davon, wie der Gesetzgeber eine Re-
form der privaten Altersvorsorge ausgestalten 
wird und welche Produktneueinführungen folgen, 
dürfen die aktuellen Riester-Sparer:innen nicht 
benachteiligt werden und müssen sich darauf ver-
lassen können, dass die Förderung ihrer Verträge 
unbeeinträchtigt fortgesetzt wird. Denn im Ver-
trauen auf mehrere Jahrzehnte Förderung haben 
sie eine individuelle Anlageentscheidung getrof-

Im Koalitionsvertrag bekennt sich die Bundes-
regierung zu einer Stärkung der betrieblichen 
Altersversorgung. Mit dem Betriebsrentenstär-
kungsgesetz von 2018 wurden hierzu bereits sinn-
volle Elemente eingeführt. Ziel des Gesetzes war 
es, die betriebliche Altersversorgung sowohl für 
Arbeitgeber:innen als auch für Arbeitnehmer:in-
nen deutlich attraktiver zu machen. Allerdings 
konnten sich Arbeitgeber:innen und Gewerkschaf-
ten bisher kaum auf eine gemeinsame Lösung auf 
Basis von Tarifverträgen (Sozialpartnermodell) 
einigen. Daher müssen Hürden abgebaut und die 
Tarifpartner bei der Schaff ung von Pilotprojekten 
politisch unterstützt werden. 

Deutlich attraktiver würde die betriebliche Alters-
vorsorge werden, wenn die Erstattung des Arbeit-
geberbeitrags durch den Staat von 30 Prozent auf 

Auch die private staatlich geförderte Altersvor-
sorge benötigt ein Update zur Steigerung ihrer 
Attraktivität. Die ergänzende Altersvorsorge setzt 
auf Vertrauen und Kontinuität. Die Reformbemü-
hungen dürfen keine Verunsicherung hinsichtlich 
der bisherigen Vorsorgemaßnahmen erzeugen. Es 
wäre daher zu bevorzugen, auf bestehende Systeme 
zu setzten, um bürokratische, kostentreibende so-
wie komplexe Anforderungen zu reduzieren und 
an veränderte Rahmenbedingungen anzupassen.

Die betriebliche Altersversorgung stärken

Die private Altersvorsorge attraktiv 
und fl exibel gestalten
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Verträgen die Garantie je nach Risikobereitschaft  
abzusenken und zu fl exibilisieren. Eine Flexibili-
sierung ist die einfachste, am schnellsten umzu-
setzende und eff ektivste Maßnahme für Kund:in-
nen, Anbieter und den Staat, dem hierdurch 
keinerlei Kosten entstehen, aber potenziell durch 
höhere Rentenauszahlungen entsprechend hö-
here Steuereinnahmen zufl ießen. Grundsätzlich 
bedarf es auch einer deutlich geringeren Prozess-
komplexität. Beispielsweise sollten die Zulagen-
voraussetzungen und -prozesse dringend verein-
facht werden. Darüber hinaus muss sich der Staat 
in seiner Kommunikation klar zur Riester-Rente 
bekennen, um den Vorsorgenden das Vertrauen in 
die staatlich geförderte Altersvorsorge zurückzu-
geben und somit auch die Akzeptanz für mögliche 
neue Produkte zu steigern. 

Prüfauft rag: Öff entlich 
verantworteter Fonds
Im Koalitionsvertrag heißt es, man werde »das An-
gebot eines öff entlich verantworteten Fonds mit 
einem eff ektiven und kostengünstigen Angebot 
mit Abwahlmöglichkeit prüfen.« Ein wie auch im-
mer gearteter Verdrängungswettbewerb zwischen 
Staat und privaten Anbietern kann in diesem Zu-
sammenhang nicht sinnvoll sein. Vielmehr geht 
es um die Frage, wie sich staatliche und privatwirt-
schaft liche Instrumente im Sinne einer leistungs-
fähigen und zugleich fl exiblen Altersversorgung 
sinnvoll ergänzen können. Hier gilt es, den gesetz-
lichen Rahmen zu defi nieren. 

 Zudem bedeutet ein Staatsfonds keineswegs au-
tomatisch eine Stärkung der heimischen (Finanz-)
Wirtschaf. Durch eine entsprechende Ausgestal-
tung der Umsetzung (z.B. der Ausschreibungs-
bedingungen) sollte aber genau dafür gesorgt 

fen und in diesem Zusammenhang letztlich auch 
die produktspezifi schen Kosten für den Abschluss 
in Kauf genommen. Würde man alle paar Jahre die 
Altersvorsorgesysteme komplett umbauen, würde 
dies zu einem erheblichen Vertrauensverlust in der 
Bevölkerung führen. Eine einmal etablierte Form 
der Altersvorsorge muss über mehrere Jahrzehnte 
verlässlich sein. Der im Koalitionsvertrag genann-
te Bestandsschutz für Riester-Verträge sollte so 
defi niert werden, dass Riester-Sparer:innen nicht 
nur die Beibehaltung des Status Quo, sondern die 
bestmöglichen Rahmenbedingungen erfahren 
und ein funktionierendes und attraktives Modell 
nutzen können. 

Der drängendste Reformbedarf für Riester-Pro-
dukte, die auf eine Geldrente gerichtet sind, be-
steht bei der Frage der Garantiehöhen. Für förder-
fähige Riester-Produkte, die auf eine Geldrente 
gerichtet sind, ist bisher eine hundertprozenige 
Kapitalerhaltsgarantie verpfl ichtend. Diese Pro-
dukte sind jedoch im nach wie vor herrschenden 
Niedrigzinsumfeld sehr kostspielig und werden 
zum Verlustgeschäft  für die Anbieter. Aus Sicht der 
Sparer:innen  weisen sie eine nicht zufriedenstel-
lende Wertentwicklung auf – mit der Folge, dass 
sie geringere Renditen erwirtschaft en. Immer we-
niger Anbieter bieten daher Riester-Modelle an. 
Sollte der Gesetzgeber nicht gegensteuern, werden 
diese Produkte im Neugeschäft  größtenteils vom 
Markt verschwinden. Gerade für Geringverdie-
ner und Familien würde dies eine erhebliche Ein-
schränkung der geförderten privaten Altersvorsor-
ge bedeuten.

Eine Reform der privaten Altersvorsorge sollte 
den 16 Mio. Riester-Kund:innen noch in diesem 
Jahr die Wahlmöglichkeit geben, bei bestehenden 
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gen hierzu treff en. 
Gerade in den jüngeren Altersgruppen nimmt das 
Interesse an Kapitalmarktprodukten wie Aktien, 
Aktienfonds und ETFs stark zu. Dieses gesteigerte 
Interesse sollte auch für die private Altersvorsorge 
genutzt werden. Eine staatliche Förderung kann 
hier ein wichtiger Schritt sein, Verbraucher:innen 
die Notwendigkeit privater Vorsorge zu verdeutli-
chen und gleichzeitig ein attraktives Produkt an-
zubieten, das ihnen die Möglichkeit gibt in einem 
geschützten Rahmen an den Chancen der Finanz-
märkte teilzuhaben. Unklar bleibt jedoch, wie eine 
»gesetzliche Anerkennung« ausgestaltet werden 
soll. Zudem muss die Eigenheimrente eine frei 
wählbare und gleichberechtigte Alternative zu den 
auf eine Geldrente gerichteten geförderten Pro-
dukten bleiben. 

Das Pan-European Pension Product (PEPP)
Das Pan-European Pension Product oder auch die 
»Europa-Rente« wurde im vergangenen Jahr be-
schlossen und soll einen europäischen Binnen-
markt für private Altersvorsorge schaff en. Eine 
grenzüberschreitende Produktlösung ist grund-
sätzlich positiv zu bewerten und die Verordnung 
beinhaltet bereits sinnvolle Ansätze und Ideen. 
Das PEPP ist in seiner jetzigen Ausgestaltung (u.a. 
kostspielige Bürokratie und restriktive Kosten-
deckel) jedoch so unattraktiv und bürokratisch, 
dass zum Start in Deutschland und auch in Europa 
kaum ein Unternehmen seine Produkte über PEPP 
anbietet. Für eine positive Entwicklung der Euro-
parente muss das Modell dringend überarbeitet 
werden. Da PEPP noch nicht am Markt angeboten 
wird, sollte es nicht als Blaupause für andere Regu-
lierungen genommen werden.

werden. Zugleich sollte Deutschland keine Kon-
troll- und Einfl ussmöglichkeiten auf die Alters-
vorsorge seiner Bürger:innen verlieren. Deshalb 
müsste die Ausgestaltung eines solchen Fonds da-
für Sorge tragen, dass in dieser Hinsicht keine neu-
en Risiken entstehen. 

Für die Verbraucher:innen ist zu beachten, dass Er-
werbsbiographien so divers sind wie nie zuvor und 
auch die Risikobereitschaft  eine individuelle Ab-
wägung ist. Ein »One-size-fi ts-all-Angebot« wird 
der Bedeutung der privaten Altersvorsorge nicht 
gerecht. Für eine stabile Vorsorge braucht es des-
halb eine Diversifi kation des Produktangebotes, 
fl exible, aufeinander abgestimmte Systeme und 
eine entsprechend hochwertige Beratungsleis-
tung, angepasst an individuelle Bedürfnisse. 

Fazit: Bei dem im Koalitionsvertrag verankerten 
Prüfauft rag eines Staatsfonds sind noch viele wich-
tige Details in ihrer Ausgestaltung unklar. Da die 
3. Säule traditionell die marktwirtschaft lich ge-
prägte und organisierte Säule darstellt, ist es nahe-
liegend, dass ein möglicher Staatsfonds vor allem 
zur Stärkung der 1. Säule eingesetzt wird. 

Prüfauft rag: Gesetzliche Anerkennung 
privater Altersvorsorgeprodukte
Der Koalitionsvertrag beinhaltet einen zweiten 
Prüfauft rag im Bereich der privaten Altersvorsor-
ge. Der Gesetzgeber möchte in einem weiteren 
Schritt »die gesetzliche Anerkennung privater 
Anlageprodukte mit höheren Renditen als Riester 
prüfen« und nimmt dabei besonders die Förderung 
unterer Einkommensgruppen in den Blick. Zwar 
ist die Ausgestaltung eines solchen Produktes 
noch unklar, doch lassen sich allgemeine Aussa-
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heimrente muss eine frei wählbare und gleichbe-
rechtigte Alternative bleiben. Die Wahlfreiheit 
zwischen Geldrente und Eigenheimrente ist not-
wendig, da viele Menschen fi nanziell nicht in der 
Lage sind, auf zwei Wegen gleichzeitig privat für 
ihr Alter vorzusorgen. Gerade angesichts hoher 
Wohnungspreise, hoher Erwerbsnebenkosten und 
steigender Darlehenszinsen ist die Eigenheimren-
te für Familien und Bezieher:innen von kleinen 
und mittleren Einkommen ein wichtiger Stabili-
tätsanker, um sich den Erwerb einer selbst genutz-
ten Wohnung zu ermöglichen. 

Analog zur im Koalitionsvertrag angedachten Di-
gitalisierung und Entbürokratisierung der Steu-
erverwaltung der privaten Altersvorsorge sollte 
ebenso die Eigenheimrente reformiert, vereinfacht 
und verbessert werden. Zur Senkung der Steuerlast 
im Alter sollte die jährliche Erhöhung des Wohn-
förderkontos entsprechend dem Höchstrech-
nungszins für Lebensversicherungen abgesenkt 
werden. In diesem Zusammenhang ist auch an 
eine Entkopplung des Höchstrechnungszinses der 
Eigenheimrente von dem der Versicherungen zu 
Gunsten anderer Modelle zu prüfen. Zum Zwecke 
des Bürokratieabbaus sollten ferner umfassend 
die elektronische Kommunikation ermöglicht, 
Zuständigkeiten bei der Zentralen Zulagenstelle 
für Altersvermögen (ZfA) gebündelt und verein-
fachte Kriterien für altersgerechte Umbauten ein-
geführt werden. Wie bei allen anderen Formen der 
privaten geförderten Altersvorsorge sollte auch 
bei der Eigenheimrente der förderberechtigte Per-
sonenkreis auf Selbständige ausgedehnt werden, 
damit auch breitere Bevölkerungsschichten von 
der Eigenheimrente profi tieren können und unter-
schiedliche Erwerbsbiografi en ohne Einfl uss auf 
die Förderberechtigung bleiben.

Altersvorsorgepfl icht für Selbstständige 
mit notwendiger Flexibilität
Eine zukunft strächtige Altersvorsorge muss auch 
faire und interessante Absicherungsmöglichkei-
ten für Selbstständige eröff nen, indem diese im 
gleichen Rahmen wie Angestellte aus einem diver-
sen Vorsorgeangebot auswählen können. Entspre-
chend positiv bewerten wir die geplante Alters-
vorsorgepfl icht für nicht in Versorgungswerken 
abgesicherte Selbstständige. Der Gesetzgeber soll-
te konkrete Maßnahmen ergreifen und Rahmen-
bedingungen schaff en, die die Bedürfnisse dieser 
Menschen stärker in den Fokus stellen und Flexibi-
lität in der Altersvorsorge ermöglichen. Gleichzei-
tig muss den Selbstständigen Wahlfreiheit bei der 
Auswahl ihrer Altersvorsorge ermöglicht werden. 
Dies bedeutet, dass nicht nur Lösungen auf Basis 
der ersten Säule berücksichtigt, sondern auch die 
Produkte privater Anbieter, insbesondere die be-
reits etablierte Basisrente, bei der Absicherung 
Selbständiger inkludiert werden. 

Eigenheimrente als gleichberechtigte 
Alternative in der geförderten privaten 
Altersvorsorge 
Ein wesentlicher Bestandteil der privaten Alters-
vorsorge ist das selbstgenutzte Wohneigentum. 
Die eigenen vier Wände sind dabei für viele, insbe-
sondere für Bezieher:innen kleinerer und mittlerer 
Einkommen, weiterhin die bevorzugte Form der 
Altersvorsorge. Nach einer Auswertung des Statis-
tischen Bundesamts sparen Rentner:innen-Haus-
halte mit selbstgenutztem Wohneigentum mo-
natlich im Schnitt 669 Euro. Dies entspricht etwa 
einem Drittel der durchschnittlichen gesetzlichen 
Rente. Unabhängig von der Frage, wie im Rahmen 
der staatlich geförderten privaten Altersvorsorge 
eine künft ige Geldrente aussehen wird: Die Eigen-
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Für eine Absicherung der fi nanziellen Risiken im 
Pf legefall sollte die gesetzliche Pf legeversiche-
rung wie in der Altersvorsorge durch zusätzliche 
Elemente ergänzt werden. Die private Pfl egevor-
sorge oder betriebliche Absicherungen, auch im 
Rahmen von tarifvertraglichen Vereinbarungen, 
sollten daher vom Gesetzgeber stärker in den Blick 
genommen und gefördert werden. 

Pfl egekostenabsicherung als Form der 
Altersvorsorge
Die derzeitigen Lösungen in der Pfl egeversiche-
rung sind zwar ein sozialpolitischer Erfolg, doch 
werden sie aufgrund der demografi schen Entwick-
lung und der stark ansteigenden Zahl der Betroff e-
nen in den kommenden Jahren nicht ausreichen. 
Dies betrifft   insbesondere die kleinen und mittle-
ren Einkommensbezieher.

Die Ziele der digitalen Rentenübersicht können al-
lerdings nur dann erreicht werden, wenn sich auch 
möglichst viele Menschen im Portal registrieren. 
Neben dem elektronischen Personalausweis soll-
ten daher zusätzliche, möglichst niedrigschwel-
lige Registrier- und Anmeldeverfahren imple-
mentiert werden. Zudem muss das System off en 
sein für die vielschichtige Altersvorsorge. Daher 
sollten Möglichkeiten für das Einfügen ergänzen-
der Elemente der persönlichen Altersvorsorge (z.B. 
Immobilienbesitz, Mieteinnahmen, Fondsdepots, 
Unternehmensbeteiligungen u.v.m.) bedacht wer-
den.

Um vorausschauende Entscheidungen über die fi -
nanzielle Versorgung im Alter treff en zu können, 
benötigen Bürger:innen ein transparentes, realis-
tisches und verständliches Bild über ihre Alters-
vorsorge. Denn nur hinreichend informierte Men-
schen werden ausreichend für ihr Alter vorsorgen 
können. Die digitale Rentenübersicht sollte daher 
unbedingt in hoher Qualität vorangetrieben wer-
den. 

Die digitale Rentenübersicht – für mehr 
Transparenz in der Altersvorsorge
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  u n t e r  d e r  R e g i s t e r n u m m e r  V R  3 3 9 2 0 .  D a s  W i r t s c h a f t s f o r u m  d e r 
  S P D  e .V.  i s t  r e g i s t r i e r t e r  I n t e r e s s e n v e r t r e t e r  z u r  R e g i s t e r n u m m e r : 
  R 0 0 0 3 2 8  d e s  L o b b y r e g i s t e r s  b e i m  D e u t s c h e n  B u n d e s t a g  u n d 
  u n t e r l i e g t  d e m  g e s e t z l i c h e n  V e r h a l t e n s k o d e x  d e s  L o b b y R G .

 A n s c h r i f t  D o r o t h e e n s t r a ß e  3 5
  1 0 1 1 7  B e r l i n

 Te l e f o n  + 4 9  (0)3 0  4 0 0  4 0  6 6 0
 F a x  + 4 9  (0)3 0  4 0 0  4 0  6 6 6
 E - M a i l  m a i l @ s p d - w i r t s c h a f t s f o r u m . d e
 I n t e r n e t  s p d - w i r t s c h a f t s f o r u m . d e

 G e s t a l t u n g  u n d  S a t z  A n e t t e  G i l k e ,  H a n n o v e r
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